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An die

Örtliche Presse

Lokalredaktion

Karlsruhe, den 09.05.2002

Presseerklärung mit der Bitten um Veröffentlichung

Die Aktiven des Aktionskreis von Mehr Demokratie nehmen zur Beendigung der Arbeit

der 2. Runde beim Bürgerbeteiligungsprozess „City 2015“ Stellung

Nach Beendigung der Arbeit der Bürgerarbeitsgruppen beim Bürgerbeteiligungsprozess „City 2015“ wurde viel darüber geschrieben, welche Bedeutung man dem Ergebnis dieser 1. Runde dieses Bürgerbeteiligungsverfahrens zumessen soll. Gleiches ist nun zu erwarten, wenn die Facharbeitskreise und die Bürgervereine ihre Vorstellungen von dem zukünftigen Aussehen unserer City vorgestellt haben werden. Diejenigen, die dem Tunnelprojekt skeptisch gegenüber stehen, werden sich bestätigt sehen. Die U-Strab Befürworten werden mit einem großen ABER weiterhin auf die Notwendigkeit dieser hinweisen. Das Bürgerbeteiligungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen und niemand weiß zu welchem Ergebnis die 3. Und 4. Runde kommt, aber mit großen Überraschungen ist nicht mehr zu rechnen.

Es wird Zeit, dass sich die Verantwortlichen im Rathaus und Verwaltung Gedanken darüber machen, wie sie mit den Empfehlungen aus dem Bürgerbeteiligungsverfahren umgehen. Denn sollte der Gemeinderat tatsächlich - wie vom OB Fenrich gefordert - einen positiven Grundsatzentschluß zu Gunsten der U-Strab fällen, werden sich all jene, die beim Beteiligungsverfahren in großer Mehrheit diesen ablehnten, übergangen fühlen und die Akzeptanz ihrer Teilnahme an den Arbeitsgruppen in Frage stellen. Andererseits ist kaum zu erwarten, dass der OB auf sein Tunnelprojekt - von der Bevölkerung bereits lakonisch „Fenrich-Kanal“ genannt - verzichtet, obwohl er im Vorfeld des Beteiligungsverfahren erklärte, sich der Meinung der teilnehmenden Bürger zu beugen.

Also, was tun, damit sich die Fronten von U-Strab Befürworter und Gegnern nicht weiter verhärten? Ein Vorschlag, den der Aktionskreis von Mehr Demokratie den Karlsruher Stadtoberen unterbreitet, ist einfach und gründet auf dem Prinzip der Fairneß und Redlichkeit.

Auf dem Hintergrund des „Schwarzen Freitag“ von Erfurt fordert OB Fenrich: „Dem Werteverfall in unserer Gesellschaft ist entschieden entgegen zu treten...“. Das sind mutige Worte, und der OB sollte ihnen für Karlsruhe auch Taten folgen lassen. Den Bürgern Stadt sollten der und die Verwaltung redlich sagen was sie eigentlich wollen; Gerüchte sprechen bereits von einem absichtlichen Scheitern des City-Projektes, um den Bürgern für verpaßte Chancen in der Stadtentwicklung die Schuld in die Schuhe zu schieben. Wenn dem nicht so ist, sollten die Bürger erfahren was auf sie zukommt. Es wird Zeit, dass endlich Fakten auf dem Tisch kommen, in dem die Bürger klar über Kosten, Folge- und Betriebskosten, mögliche Fördermittel, die Bauzeit, notwendige Bauvorhaben wie Tunnelabfahrten und Anzahl der Rampen usw. von U-Strab und der geforderten Alternative Kriegsstraße, informiert werden. Nicht wenige kritische Stimmen befürchten nämlich, das eine Totallösung U-Strab weder technisch mach- noch finanzierbar ist. Selbst Nahverkehrspapst Ludwig distanziert sich von einer Totallösung in dem er fragt: „Sollen die städtischen Straßenbahnlinien „oben“ und die regionalen Stadtbahnlinien „unten“ verkehren?“ Dies entspricht der 1996 abgeschmetterten Lösung!

Danach verpflichtet sich der Gemeinderat mit einem Doppelbeschluß, den Weg für einen fairen Bürgerentscheid frei zu machen, und anschließend dessen Ergebnis zu ratifizieren. Voraussetzung ist eine eindeutige Formulierung der Fragestellung des Bürgerentscheides am 22. September, sowie eine politische Erklärung, in der der Gemeinderat die Entscheidung der Bürger anerkennt und sich nicht an das Zustimmungsquorum gebunden sieht. Dadurch würde tatsächlich die Mehrheit der Bürger, die von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen, über das Schicksal unser City entscheiden. Ein Scheitern des Bürgerentscheides auf Grund formaler Hürden wäre ausgeschlossen.

Was letztendlich zählen würde, wäre die Menschen zur Entscheidung zu bewegen. Mehr Demokratie wäre bereit, ihren Teil zum Wahlaufruf für einen fairen Bürgerentscheid zu tragen.

Mit freundlichen Grüßen





Infotelefon: 0721 / 34 696









Dezernat I zur Kenntnis

Matthias Kunstmann





Dezernat II zur Kenntnis

Mehr Demokratie e.V.





Fraktionen im Gemeinderat zur Kenntnis

Mehr Demokratie e.V. – Aktionskreis Karlsruhe –  Kontakt:


Juergen R. Wenzel – Rittnertstr. 66A – D-76227 Karlsruhe





Landesverband Baden-Württemberg


Aktionskreis Karlsruhe





Kontakt: Juergen R. Wenzel


Rittnertstraße 66A – D-76227 Karlsruhe


Telefon und Fax: +49 (0)721 / 49 44 15





E-Post: � HYPERLINK mailto:Karlsruhe.Mehr-Demokratie@web.de ��Karlsruhe.Mehr-Demokratie@web.de�


Internet: � HYPERLINK http://www.mehr-demokratie.de/karlsruhe/ ��www.mehr-demokratie.de/karlsruhe/�





Spendenkonto: 581 9999 010 BLZ 370 205 00


Bank für Sozialwirtschaft
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